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Solidaritätszuschlag: Freigrenzen steigen ab 2025
GESETZGEBUNG

Ab 2021 ist der Solidaritätszuschlag für rund 90 % derjenigen, die den Solidaritätszuschlag in
Höhe von 5,5 % zur Lohnsteuer oder veranlagten Einkommensteuer gezahlt haben, durch die
Anhebung der bestehenden Freigrenze vollständig entfallen. Die Freigrenze bezieht sich auf die
Bemessungsgrundlage des Solidaritätszuschlags, also die Lohnsteuer oder veranlagte
Einkommensteuer. Ab 2025 erhöht sich die Freigrenze.

Durch die Erhöhung der Freigrenze für 2025 fällt bis zu einer Gesamtjahressteuer von
19.950 Euro bei Einzelveranlagung (bzw. 39.900 Euro Eheleuten/Personen in
eingetragener Lebenspartnerschaft) kein Solidaritätszuschlag an.

Die Freigrenze wird ab 2026 auf 20.350 Euro bei Einzelveranlagung (bzw. 40.700 Euro bei
Eheleuten/Personen in eingetragener Lebenspartnerschaft) angehoben.

Die Anhebung der Freigrenze führt auch zu einer Verschiebung der sog. Milderungszone, in der
die Lohn-/Einkommensteuerpflichtigen entlastet werden, die den Solidaritätszuschlag noch
teilweise zahlen. In der „Milderungszone“, die sich an die Freigrenze anschließt, wird die
Durchschnittsbelastung durch den Solidaritätszuschlag allmählich an die Normalbelastung von
5,5 % herangeführt. Dadurch wird beim Überschreiten der Freigrenze ein Belastungssprung
vermieden. Erst nach Überschreiten der Milderungszone ist der Solidaritätszuschlag unverändert
in voller Höhe zu zahlen.
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